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kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 bis 300 M belegt werden.

(2) Wer vorsätzlich als Jugendlicher im 
Alter von über 16 Jahren eine Zuwider
handlung nach § 4 begeht, kann mit Ver
weis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 100 M 
belegt werden, wenn die Art und Weise der 
Rechtsverletzung oder das bisherige Ver
halten des Jugendlichen ihre Anwendung 
erfordern, um eine geeignete erzieherische 
Einwirkung zu erzielen und der Jugend
liche eigenes Arbeitseinkommen hat.

(3) Die Durchführung des Ordnungs
strafverfahrens obliegt den Bürgermeistern 
der Städte und Gemeinden sowie den für 
das jeweilige Sachgebiet zuständigen 
hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der 
Kreise, kreisfreien Städte, Stadtbezirke 
und Gemeinden.

(4) Wird von Angehörigen der Deut
schen Volkspolizei eine Ordnungswidrig
keit festgestellt, sind die Leiter der Dienst
stellen der Deutschen Volkspolizei zur 
Durchführung des Ordnungsstrafverfah
rens berechtigt.

(5) Bei geringfügigen Ordnungswidrig
keiten gemäß Absätzen 1 und 2 sind die 
dazu ermächtigten Mitarbeiter der jeweils 
zuständigen örtlichen Räte sowie die dazu 
ermächtigten Angehörigen der Deutschen 
Volkspolizei befugt, Verwarnungen mit 
Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 
10 M auszusprechen.

(6) Für die Durchführung des Ordnungs
strafverfahrens und den Ausspruch von 
Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von 
Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I 
Nr. 3 S. 101).

Hinweis: Die konkrete Gefährdung von 
Kindern und Jugendlichen durch Schund-

und Schmutzerzeugnisse kann als Straftat 
gemäß § 146 StGB und das Begünstigen 
und Nichtverhindem des Alkoholmiß
brauchs durch Kinder und Jugendliche so
wie das Verleiten dazu als Straftat gemäß 
§ 147 StGB verfolgt werden.

§15
Verletzt ein Gewerbetreibender wieder

holt seine Pflichten nach den §§ 7, 9 und 
10, kann ihm im Ordnungsstrafverfahren 
die Gewerbeerlaubnis entzogen werden.

§16
Disziplinarmaßnahmen

Nimmt ein nach § 2 Abs. 2 verpflichte
ter Leiter die sich für ihn aus dieser Ver
ordnung ergebenden Pflichten trotz Auf
forderung nicht wahr, kann gegen ihn ein 
Disziplinarverfahren durchgeführt werden.

§17
Aushangspflicht

Diese Verordnung ist in allen genann
ten öffentlichen Einrichtungen in geeigne
ter Weise auszugsweise auszuhängen. Der 
Aushang entbindet die Verantwortlichen 
nicht von der Verpflichtung, die Einhaltung 
und Durchführung der Bestimmungen die
ser Verordnung zu gewährleisten,

§18
Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 15. Mai 
1969 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 
15. September 1955 zum Schutze der Ju
gend (GBl. I Nr. 80 S. 641) außer Kraft.


